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Brand um Brand, Wunde um Wunde?∗

Sieben Thesen zur Frage des Einsatzes staatlicher Gewalt bei der Terroris-
musbekämpfung 

 Die Frage, ob der moderne Verfassungsstaat Gewalt einsetzen darf, vielleicht gar ein-
setzen muss, um den internationalen Terrorismus wirksam bekämpfen zu können, 
stellt sich längst auf internationaler und nationaler Ebene gleichermaßen; und auf bei-
den Ebenen ist sie, trotz aller bereits geführten Diskussionen, rechtlich bislang nicht 
eindeutig beantwortet. 

Der Beitrag entwickelt anhand von Thesen eine Erklärung für diese, scheinbare oder 
tatsächliche, Unlösbarkeit der Problematik und stellt dabei fest, dass die zugrunde lie-
genden Schwierigkeiten in Völkerrecht und Staatsrecht weitgehend auf denselben Ur-
sachen beruhen. Ebenso gleichen sich die rechtlichen Lösungsmöglichkeiten in beiden 
Rechtsbereichen. Die Fortsetzung der bisher üblichen getrennten Betrachtung von in-
ternationaler und nationaler Ebene erscheint deshalb in der Gewaltfrage nicht länger 
sinnvoll. Sie ist auch praktisch kaum noch möglich, da Entscheidungen auf der interna-
tionalen Ebene, etwa über den UN-Sicherheitsrat, inzwischen bereits in hohem Maße 
Einfluss nehmen auf Entscheidungen der nationalen Ebene. Umgekehrt ist eine sinnvol-
le Mitwirkung der Staaten bei der internationalen Lösungsfindung kaum denkbar, ohne 
dass die zugrunde liegenden Fragen zuvor im nationalen Rahmen beantwortet werden 
konnten. 

Doch selbst eine gemeinsame Betrachtung von Völkerrecht und Staatsrecht kann den 
modernen Verfassungsstaat rechtlich nicht aus dem Dilemma befreien, in dem er sich 
angesichts des internationalen Terrors befindet. Keine der rechtlich möglichen Antwor-
ten auf die Gewaltfrage ist imstande, die grundsätzliche Problematik aufzulösen. Es 
muss sich daher, so folgert der Beitrag, um die falsche Frage handeln. 

S. 252 - HFR 20/2008 S. 1 - 

1 Die Fragen, die der internationale Terrorismus an Recht und Gesellschaft stellt, sind im 
Grunde weder neu noch überraschend. Wie soll sich eine Demokratie gegen undemo-
kratische Angriffe verteidigen? Wie kann sich ein weitgehend gewaltlos organisiertes 
System gegen Gewalt schützen? Wie weit darf der Verfassungsstaat sich von den Wer-
ten entfernen, die ihn tragen, um sie zu bewahren? 
    
Der Zwiespalt, der diesen Fragen zugrunde liegt, ist, ebenso wie die Hilflosigkeit, mit 
der wir auf ihn reagieren, kein Fehler im System – er ist zwangsläufig. Jedes System, 
das sich Regeln gibt, muss damit rechnen, mit Kräften konfrontiert zu werden, die die-
se Regeln nicht nur nicht einhalten, sondern sich außerhalb jeder Regel stellen. Und je 
mehr Reaktionsmittel sich das System durch seine Regeln selbst versagt, desto verletz-
licher wird es. 

2 Die Frage, ob der moderne Verfassungsstaat Gewalt anwenden darf, um sich und seine 
Bürger gegen den internationalen Terrorismus zu schützen bzw. zu verteidigen, stellt 
sich der Öffentlichkeit im nationalen und internationalen Zusammenhang inzwischen 
gleichermaßen. Spätestens seit Beginn der US-amerikanischen Militäroperationen in 

                                                   
∗ Der Aufsatz wurde im Rahmen des 7. Beitragswettbewerbes „Recht in Zeiten des Terrors“ mit dem ersten 
Preis ausgezeichnet. 
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Afghanistan findet die Diskussion um Reichweite und Grenzen des völkerrechtlichen 
Gewaltverbots selbst in Lokalzeitungen statt; den Geheimdiensten demokratischer 
Staaten werden Entführungen und Verschleppungen von Terrorverdächtigen, "Folter-
flüge" und Geheimgefängnisse zur Last gelegt. Trotzdem wird die Auseinandersetzung 
der Öffentlichkeit mit diesen Ereignissen gerade in Deutschland oft seltsam abstrakt, 
beinahe steril geführt. 

S. 253 - HFR 20/2008 S. 2 - 

3 I. Die Öffentlichkeit in den modernen Verfassungsstaaten verkennt bislang die 
fundamentale Bedeutung der Diskussion um den Gewalteinsatz gegen Terro-
risten. 

Während die staatliche Einschränkung von bürgerlichen Freiheitsrechten wie der Unver-
letzlichkeit der Privatsphäre oder des Post- und Fernmeldegeheimnisses den aufgeklär-
ten, vernetzten Bürger ganz konkret betrifft und empört, erfüllt die gnädig Spätgebo-
renen der so genannten westlichen Industrienationen der Gedanke an Krieg, Folter und 
staatlich induziertes Sterben mit einer eher vagen, schwer benennbaren Furcht. Der 
heutige Durchschnittsbürger Deutschlands, Frankreichs oder Großbritanniens würde, 
trotz Geschichtsunterricht und Abendnachrichten, hinter nächtlichen Böllerschüssen nie 
etwas anderes vermuten als eine überschwängliche Geburtstags- oder Silvesterfeier; 
hinter der plötzlichen Abwesenheit einer Arbeitskollegin nie mehr als eine bislang gut 
versteckte Schwangerschaft, einen Blitzurlaub oder, schlimmstenfalls, eine fristlose 
Kündigung. Dank des modernen Rechtssystems fürchten wir uns in aller Regel weder 
vor fremden Staaten noch vor der eigenen Polizei. Diskussionen um die Legitimität 
staatlichen Gewalteinsatzes bleiben deshalb häufig abstrakt. 

4 Diese Distanziertheit verhindert oder erschwert zumindest die notwendige konkrete 
Auseinandersetzung mit der Problematik; die erforderliche Untersuchung der bezoge-
nen Positionen bis in die letzte Konsequenz, so unwahrscheinlich und weit hergeholt sie 
auch hierzulande scheinen mag. 

5 Eine Ahnung von der Notwendigkeit solcher ganz konkreten Diskussionen, auch nach 
jahrzehntelangem Frieden und in einer gefestigten demokratischen Struktur, hat insbe-
sondere Deutschland vielleicht beim so genannten "Gäfgen-" oder "Daschner-Fall"1 be-
reits gestreift. Hier wurde, wenn auch in anderem Zusammenhang, die eine, seit über 
einem halben Jahrhundert unstellbare Frage plötzlich wieder aufgeworfen: Dürfen 
deutsche Polizeibeamte foltern? Kann man es unter bestimmten Umständen vielleicht 
sogar von ihnen erwarten? Rechtlich? Oder "nur" moralisch, mit der Konsequenz, dass 
das geltende Recht den Grundsätzen der Ethik widerspräche? Diese Frage kann sich im 
Zusammenhang mit dem Terrorismus ebenfalls, sehr plötzlich und noch sehr viel drän-
gender, stellen2. Auch der Gedanke, der hinter den umstrittenen Passagen des Luftsi-
cherheitsgesetzes3 steht, gibt einen deutlichen Hinweis auf das Ausmaß an Kon-
kretheit, mit dem deutsche und andere Juristen in demokratischen Staaten sich unter 
Umständen noch werden auseinandersetzen müssen. 

                                                   
1 Magnus Gäfgen entführte 2002 das Kind Jakob von Metzler, um Lösegeld von dessen Eltern zu erpressen. 
Nach seiner Verhaftung erweckte er im Verhör den Anschein, der Junge sei noch am Leben, gab jedoch den 
Aufenthaltsort nicht preis (das Kind war zu diesem Zeitpunkt bereits tot). In der Hoffnung, das Leben des Kin-
des noch retten zu können, gestattete der damalige stellvertretende Frankfurter Polizeipräsident Wolfgang 
Daschner den Einsatz massiver Gewaltandrohungen gegen Gäfgen, woraufhin dieser schließlich nachgab und 
das Versteck der Leiche mitteilte. Zum Sachverhalt im Einzelnen und den diesbezüglichen Gerichtsentschei-
dungen siehe u.a. BGH 2 StR 35/04, Beschluss vom 21.05.2004; BVerfG 2 BvR 1249/04, Beschluss vom 
14.12.2004; EGMR 22978/05, Urteil vom 30.06.2008; LG Frankfurt a.M., Urteil vom 20.12.2004, NJW 2005, 
692.  
2 Siehe hierzu nachfolgend das berühmte Luhmann'sche Fallbeispiel der "tickenden Bombe". 
3 In seiner ursprünglichen Fassung gestattete das Luftsicherheitsgesetz (in Kraft seit 11.01.2005, BGBl. 2005 
I, 78 ff.) in § 14 III als äußerste Maßnahme gegen ein von Terroristen entführtes Passagierflugzeug den Ein-
satz von Waffengewalt, in der öffentlichen Diskussion als "Abschusserlaubnis" thematisiert. Das BVerfG erklär-
te diese Regelung für mit der Menschenwürde unvereinbar, siehe BVerfG 1 BvR 357/05, Urteil vom 
15.02.2006. 
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6 Im zwischenstaatlichen Bereich befinden sich die Realitäten der Industrienationen 
gleichfalls in tief greifendem Wandel, und zwar nicht erst seit dem 11. September 
2001. Für etliche deutsche Soldaten hat der Krieg, wenn auch nicht auf eigenem 
Staatsgebiet, längst jede Abstraktheit verloren. Schranken des Einsatzes deutscher 
Streitkräfte im Ausland, die jahrzehntelang als unüberschreitbar galten, sind über-
schritten worden bzw. wurden rechtlich neu gezogen. Im Rahmen von UNO und NATO 
haben die Diskussionen um Reichweite und Ausnahmen des Gewaltverbots auch für 
Deutschland schon vor Jahren die rein akademische Spielwiese verlassen. 

7 II. Die Frage nach den Einsatzmöglichkeiten staatlicher Gewalt zur Terroris-
musbekämpfung betrifft das Fundament des modernen Rechts, im nationalen 
wie im internationalen Bereich. 

Die Gewalt des Terrorismus' trifft den modernen Verfassungsstaat wie die moderne 
Staatengemeinschaft deshalb so hart, weil es in den modernen Rechtssystemen gerade 
die (staatliche) Gewalt ist, die besonders stark reglementiert und eingeschränkt ist – 
auf nationaler Ebene durch die einschlägigen Grundrechte, im internationalen Bereich 
durch das Gewaltverbot.4 Diese Reglementierung staatlicher Gewalt ist nicht nur ein 
Kennzeichen des modernen Rechts, sondern seine Grundprämisse. Gleichzeitig scheint 
es aber so, als ob der internationale Terrorismus inzwischen Dimensionen erreicht hät-
te, in denen er,  sowohl auf zwischenstaatlicher als auch auf nationaler Ebene, mit 
friedlichen Mitteln allein nicht mehr effektiv zu bekämpfen ist. Hierdurch wird die Be-
antwortung der Frage nach dem staatlichen Gewalteinsatz dringlicher als jemals zuvor. 
Die Frage an sich ist, wie eingangs angesprochen, nicht neu, sondern liegt im Gewalt-
verzicht der modernen nationalen und internationalen Rechtssysteme selbst begrün-
det; neu ist aber eben diese Dringlichkeit, mit der sie an uns gestellt wird. 

8 Der sehr weitgehende Verzicht des Staates auf den Einsatz von Gewalt sowohl auf der 
zwischenstaatlichen Ebene als auch im Verhältnis zum Individuum bildet die Grundlage 
der internationalen Staatengemeinschaft und der modernen demokratischen Gesell-
schaften. Das Netzwerk internationaler Kooperation, das sich inzwischen in vielen Be-
reichen zwischen den Staaten spannt, wäre nicht denkbar ohne die über das Gewalt-
verbot abgegebene gegenseitige Versicherung, eventuelle Meinungsverschiedenheiten 
nicht mit Waffengewalt auflösen zu wollen. Die heutige Vielfalt politischen, kulturellen, 
gesellschaftlichen Lebens, die die demokratische Gesellschaft kennzeichnet, könnte 
nicht bestehen ohne die grundrechtlich verankerte Zusicherung der Gewaltlosigkeit des 
Staates, auch bei Kritik. 

S. 255 - HFR 20/2008 S. 4 - 

9 Das Vertrauen in die Unversehrtheit der eigenen Existenz, in physischer und nicht-
physischer Hinsicht, bildet, für Staat und Individuum gleichermaßen, die unverzichtba-
re Basis jedes weiteren Rechts. Der Bürger braucht die staatliche Garantie seiner (wei-
testgehenden5) körperlichen Unverletzlichkeit, um demokratische Grundrechte wie vor 
allem die Meinungsfreiheit angstlos in Anspruch nehmen zu können – die Staaten un-
tereinander brauchen spiegelbildlich die Garantie ihrer territorialen Unverletzlichkeit. 
Der Mensch kann nicht das sein, was einen Menschen ausmacht, wenn ihm nicht unter 
allen Umständen seine menschliche Würde erhalten wird – der Staat kann nicht als 
"Gleicher unter Gleichen"6 handeln, wenn er Gefahr läuft, seiner staatlichen Souveräni-
tät beraubt zu werden. 

                                                   
4 Zu den rechtlichen Grundlagen auf nationaler und zwischenstaatlicher Ebene im Einzelnen siehe unten III. 
und IV. 
5 Abgesehen von den Eingriffsmöglichkeiten im herkömmlichen polizei- bzw. strafrechtlichen Rahmen, wie bei-
spielsweise zwangsweise Blutprobenentnahme. 
6 Pars in parem non habet imperium, unter den Gleichen kann es keinen Herrscher geben. Auf diesem Grund-
satz der rechtlichen Gleichheit aller Staaten ruht das Völkerrecht, hieraus leiten sich alle weiteren zwischen-
staatlichen Grundsätze ab. Siehe hierzu etwa Shaw, International Law (2008), S. 214 f. 
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10 Der internationale Terrorismus gefährdet diese grundlegende Garantie der eigenen Un-
versehrtheit auf beiden Ebenen in besonders gravierender und perfider Weise: Die Ver-
suche, sich gegen ihn zu verteidigen, führen dazu, dass die betroffenen Systeme in bis-
lang ungekanntem Ausmaß damit beginnen, diese Garantie und damit das Fundament 
ihrer Rechtsordnung selbst in Frage zu stellen. 

11 III. Auf der völkerrechtlichen Ebene ist die Problematik des Gewalteinsatzes 
gegen Terroristen ungelöst. 

Die Einführung des Gewaltverbots kennzeichnet auf der zwischenstaatlichen Ebene den 
endgültigen Übergang vom so genannten klassischen zum modernen Völkerrecht. Un-
ter dem Eindruck des Ersten Weltkriegs war es den – nicht allzu zahlreichen – Mitglied-
staaten des Völkerbunds zwar schon gelungen, den zwischenstaatlichen Gewalteinsatz, 
zumindest untereinander, bestimmten Grundvoraussetzungen zu unterwerfen.7 Aber 
erst die unfassbare Potenzierung des Schreckens im Zweiten Weltkrieg bewegte die 
Staatengemeinschaft dazu, sich selbst jenen umfassenden, generellen Gewaltverzicht 
aufzuerlegen, der sich in Art. 2 Ziff. 4 der UNO-Charta findet: "Alle Mitglieder unterlas-
sen in ihren internationalen Beziehungen jede gegen die territoriale Unversehrtheit o-
der die politische Unabhängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen 
der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung und Anwendung von Gewalt."8 Dieses 
Gewaltverbot gilt zum einen für die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen9; es bindet 
daneben aber als ungeschriebener Rechtssatz, so genanntes Völkergewohnheitsrecht, 
sämtliche Staaten unabhängig von einer Mitgliedschaft bei den Vereinten Nationen.10

S. 256 - HFR 20/2008 S. 5 - 

12 Im Zusammenhang mit dem internationalen Terrorismus ist das Verbot deshalb be-
deutsam, weil Terroristen sich, unabhängig von einer staatlichen Anbindung, zwangs-
läufig immer auf dem Territorium irgendeines Staates aufhalten, es sei denn, sie be-
fänden sich in einem der wenigen staatlich nicht zugeordneten Gebiete, wie auf Hoher 
See oder im Weltraum. Setzt ein von Terroristen angegriffener Staat militärische Ge-
walt ein, um diese Angriffe abzuwehren, so trifft die Gewalt unweigerlich auch den je-
weiligen Aufenthaltsstaat der Terroristen. Handelt es sich dann um einen fremden 
Staat, wie im Fall USA / Afghanistan, stellt dies grundsätzlich eine verbotene Gewalt-
anwendung "in (…) internationalen Beziehungen" dar. 

13 Ähnlich wie die Notwehr im deutschen Strafrecht, so kennt auch das Völkerrecht die 
Selbstverteidigung gegen rechtswidrige Angriffe anderer. Das Gewaltverbot erfordert 
nicht, fremdstaatliche Invasionen stillschweigend hinzunehmen und eine eventuelle Hil-
feleistung der UNO abzuwarten; ebenso wenig, wie das deutsche Strafrecht vom Indi-
viduum verlangt, eine schwere Körperverletzung ruhig über sich ergehen zu lassen und 
auf ein rechtzeitiges Eintreffen der Polizeikräfte zu hoffen. Das völkerrechtliche Selbst-
verteidigungsrecht stellt den bedeutsamsten und umstrittensten Rechtfertigungsgrund 
für einen Verstoß gegen das Gewaltverbot dar; wie das Verbot selbst, so ist auch der 
Rechtfertigungsgrund einmal in der UNO-Charta, in Art. 51, zum anderen im Völkerge-
wohnheitsrecht verankert. In seiner geschriebenen Form gestattet dieses Recht den 
Staaten, im Falle eines "bewaffneten Angriffs" individuelle oder kollektive Selbstvertei-

                                                   
7 Die Völkerbundsatzung erklärte das Kriegsführungsrecht erstmals zu einer die internationale Gemeinschaft 
insgesamt betreffenden Angelegenheit und gestattete den Mitgliedstaaten den zwischenstaatlichen Gewaltein-
satz erst drei Monate nach einem zuvor erfolglos gebliebenen Streiterledigungsverfahren, Art. 11 und 12 der 
Satzung (RGBl. 1919, 717 ff.; einsehbar bspw. unter www. avalon.law.yale.edu.). Zur weiteren Entwicklung 
hin zum internationalen Gewaltverbot siehe etwa Ipsen, Völkerrecht (2004), S. 932 ff. 
8 Charter of the United Nations, Originalfassung in UNTS XV (1945), S. 335 ff. Zum Begriff der Gewalt in Art. 2 
IV der Charta sei hier nur angemerkt, dass er bis heute nicht vollständig geklärt ist; Einigkeit besteht aber 
darüber, dass er sich auf militärische Gewalt bezieht. Vergleiche zur Diskussion und zu den Bestrebungen der 
Vereinten Nationen, Grundlagen des Gewaltbegriffs zu schaffen, etwa Bothe, Friedenssicherung und Kriegs-
recht, in: Graf Vitzthum, Völkerrecht (2004), S. 596 ff. 
9 Die Vereinten Nationen haben derzeit 192 Mitgliedstaaten, damit gilt das Gewaltverbot der Charta faktisch 
universal. 
10 Das Gewaltverbot ist eines der sehr dünn gesäten Beispiele für universal anerkanntes, völkergewohnheits-
rechtliches ius cogens. 

 

HUMBOLDT FORUM RECHT – www.humboldt-forum-recht.de 
 



HFR 20/2008 Tina Roeder Brand um Brand, Wunde um Wunde? 
 

Wettbewerb 

 

digungsmaßnahmen auch gewalttätiger, das heißt vor allem militärischer, Art zu er-
greifen; zumindest so lange, bis der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen über das 
weitere Vorgehen entschieden hat. Es ist dieser Bereich der Rechtfertigungsmöglichkei-
ten eines Verstoßes gegen das Verbot, der durch den internationalen Terrorismus in 
heftigste Bewegung geraten ist. 

S. 257 - HFR 20/2008 S. 6 - 

14 Die Kernaussage des Selbstverteidigungsrechts besteht in der UNO-Charta aus einem 
einzigen Satz – die juristischen, politikwissenschaftlichen, ethischen, journalistischen 
Schriften über ihre Bedeutung dürften inzwischen mehrere Regalmeter füllen. Natürlich 
ist es auch in der Vergangenheit in Staatenpraxis und Schrifttum immer wieder zu Dif-
ferenzen über einzelne Teile des Selbstverteidigungsrechts gekommen11. Der internati-
onale Terrorismus hat diese Unsicherheiten jedoch in einem Ausmaß verstärkt, dass 
inzwischen nicht nur jedes Wort, sondern praktisch jeder einzelne Buchstabe der Be-
stimmung diskutierbar geworden zu sein scheint. Ist das Selbstverteidigungsrecht ü-
berhaupt gegen Angriffe nichtstaatlicher Akteure einsetzbar? Können nichtmilitärische 
Gerätschaften wie Passagierflugzeuge als "Waffen" verstanden werden? Wann beginnt, 
wann endet ein terroristischer Angriff, wie lange und bis wohin dürfen die Angreifer 
verfolgt werden? Diesen und den zahlreichen weiteren Problemen im Zusammenhang 
mit der Selbstverteidigung gegen terroristische Angriffe12 ist gemein, dass sie alle den-
selben Ursprung haben: die grundsätzliche Konzeption des Selbstverteidigungsrechts 
als Reaktionsmöglichkeit eines Staates auf staatliche Angriffe. Der internationale Terro-
rismus, mit dem wir es heute zu tun haben, scheint sich aber von staatlichen Abhän-
gigkeiten schon sehr weitgehend gelöst zu haben, d.h. selbstständig zu agieren. 

15 Es liegt in der Natur staatlicher militärischer Gewalt, dass sie sich nicht ausschließlich 
gegen eine bestimmte Gruppe von Individuen, wie Terroristen, richten kann, wenn die-
se sich nicht auf dem eigenen Staatsgebiet befindet. Ihr Einsatz bedingt zwangsläufig 
die Verletzung der territorialen Souveränität des Aufenthaltsstaates, selbst dann, wenn 
diese Verletzung nicht das eigentliche Ziel der Gewalt ist. Damit wird bei der Bekämp-
fung staatlich nicht gebundener Terroristen automatisch ein Staat zum Adressaten des 
Selbstverteidigungsrechts des angegriffenen Staates, der dieses Selbstverteidigungs-
recht nicht ausgelöst hat. ´Dies ist die grundlegende rechtliche Schwierigkeit auf der 
völkerrechtlichen Ebene. 

16 Auch die höchst umstrittene so genannte Safe Haven-Doktrin13 kann über dieses Di-
lemma nicht hinweghelfen, da sie das Problem nicht löst, sondern umgeht. Mit ihrer 
Hilfe werden lediglich die Kriterien, die vom Internationalen Gerichtshof schon Mitte der 
1980er Jahre für eine Zuordnung paramilitärischer Kräfte und "Freischärler" zu einem 
dahinter stehenden Staat aufgestellt wurden14, stark abgeschwächt, so dass eine Zu-
ordnung von Terroristen zu ihrem Aufenthaltsstaat wesentlich erleichtert wurde.15 Die 
eigentliche Frage bleibt hierbei unbeantwortet. 

S. 258 - HFR 20/2008 S. 7 - 

17 IV. Auf der nationalen Ebene ist die Problematik des Gewalteinsatzes gegen 
Terroristen ungelöst. 

                                                   
11 Beispielsweise im Zusammenhang mit dem Einsatz staatlicher geführter bzw. unterstützter Paramilitärs ge-
gen einen anderen Staat, IGH, Case concerning Military and Paramilitary Activities in and against Nicaragua, 
Urteil vom 27.6.1986. 
12 Es wird hier davon abgesehen, diese Einzelfragen und die mit ihnen zusammenhängenden rechtswissen-
schaftlichen Diskussionen im Detail darzustellen, da dies zum einen den Rahmen des Beitrags sprengen und 
zum anderen den Blick auf die dahinter liegende Grundproblematik verstellen würde. Für einen Überblick ein-
schließlich zahlreicher Nachweise sei etwa verwiesen auf Shaw (Fn. 6), ab S. 1131. 
13 Siehe z.B. SC RES 1373 (2001) vom 28.09.2001. 
14 Im Zusammenhang mit dem Einsatz der so genannten Contras in Nicaragua, siehe hierzu das unter Fn. 12 
zitierte Urteil des IGH. 
15Vergleiche etwa die Sichtweise des amerikanischen Außenministeriums unter 
www.state.gov/s/ct/rls/crt/2005/ 64333.htm. 
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Im Verhältnis zwischen Staat und Individuum, auf der nationalen Ebene, ist die Aus-
gangssituation anders und vielleicht noch schwieriger gelagert. Dies liegt in dem Ver-
hältnis zwischen Bürger und Staat begründet, das nicht, wie auf der internationalen 
Ebene das Verhältnis zwischen Staat und Staat, auf einer grundsätzlichen Gleichran-
gigkeit beruht. Das Individuum ist dem Staat in vielerlei Hinsicht untergeordnet und 
seinen Entscheidungen unterworfen. Im modernen Verfassungsstaat fungieren die 
Grundrechte als eine Art Ausgleich für diese Asymmetrie. 

18 Dadurch gerät der Staat bei der Frage des Gewalteinsatzes auf nationaler Ebene zwi-
schen zwei Pflichten, die sich unter den Umständen der Terrorismusbekämpfung ge-
genseitig absolut ausschließen können. Er muss das Leben, die körperliche Unversehrt-
heit und die menschliche Würde seiner Staatsbürger schützen – muss also verhindern, 
dass diese Bürger von Bomben in Bahnhöfen, von Selbstmordattentaten in der Fuß-
gängerzone zerrissen werden. Diese Schutzpflicht ist in Deutschland in den Art. 1 I 
(Achtung der Menschenwürde) und Art. 2 II S. 1 (Recht auf Leben und körperliche Un-
versehrtheit) des Grundgesetzes normiert16, die den deutschen Staat nicht nur ver-
pflichten, diese Rechte im Umgang mit Individuen selbst zu respektieren, sondern ihm 
auch auferlegen, ihre Durchsetzung und Aufrechterhaltung allgemein zu ermöglichen.17

19 Genau dieselben Rechte bzw. Schutzverpflichtungen des Staates können aber auch auf 
der Seite eines (mutmaßlichen) Terroristen stehen. Zur Verdeutlichung dieses Dilem-
mas verwenden Arbeitsgemeinschaftsleiter an Juristischen Fakultäten in Deutschland 
seit Generationen ein fiktives Fallbeispiel, Luhmanns "tickende Bombe"18: 

20 Ein Terrorist versteckt einen gewaltigen Sprengsatz irgendwo in einer deut-
schen Innenstadt und verbindet ihn mit einem automatischen Zeitzünder. Durch 
Zufall wird er von der Polizei gefasst, verrät, dass er den Sprengsatz ange-
bracht und aktiviert hat und auch, wie viel Zeit noch bis zur Explosion bleibt, 
schweigt aber beharrlich über den Ort des Verstecks. Den Beamten läuft die 
Zeit davon, mit jeder Stunde rückt die Möglichkeit einer großflächigen Verwüs-
tung der Innenstadt näher. Eine Großraumevakuierung kommt nicht in Frage. 
Wie ist die Rechtslage? 
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21 Halten sich die Polizisten an die Rechtsregeln, so verletzen sie ihre grundrechtlichen 
Schutzpflichten gegenüber den betroffenen Einwohnern der Stadt, mit entsetzlichen 
Folgen. Brechen sie die Regeln und versuchen, den Verhafteten durch Angst und 
Schmerzen doch noch zur Aussage zu bewegen, verletzen sie ihre grundrechtlichen 
Schutzpflichten ihm gegenüber. Die grundlegenden Grund- und Menschenrechte stehen 
nicht in einer Art von Gegenseitigkeitsverhältnis; sie sind nicht an die Bedingung eige-
nen Wohlverhaltens geknüpft, sondern allein an das Menschsein an sich. Und auch der 
bleibt, rechtlich betrachtet, Mensch, der sich selbst unmenschlich verhält. Auch der 
Terrorist, dessen erklärtes Ziel es ist, möglichst vielen Menschen Schmerzen und Leid 
zuzufügen, bleibt seinerseits durch die Grundrechte auf Menschenwürde und körperli-
che Unversehrtheit vor den Schmerzen und dem Leid geschützt, das die Polizeibeamten 
ihm zufügen könnten. So jedenfalls bislang das geltende Recht. 

22 Die Generation des "Deutschen Herbstes", der, vielleicht nicht von ungefähr, seit kur-
zem in der Öffentlichkeit wieder zunehmend präsent ist, hat die hilflose Zerrissenheit 
eines Staates in dieser Situation bereits erlebt. Auch der bereits einmal angesprochene 
Fall "Gäfgen" hat ähnliche Fragen aufgeworfen. Zur Auflösung des Dilemmas sind un-
terschiedliche Ansätze gemacht worden, ähnlich wie im Zusammenhang mit der Prob-

                                                   
16 Außerdem auch in den internationalen und nationalen Menschenrechtsverträgen, wie z.B. in Art. 1-3 der Eu-
ropäischen Menschenrechtskonvention. 
17 Zur grundsätzlichen Pflicht des Staates, den Einzelnen vor einer Gefährdung seiner Grundrechte zu schüt-
zen, siehe bspw. Pieroth/Schlink, Staatsrecht II – Grundrechte (2007), Rn. 94 ff. 
18 Luhmann, Gibt es in unserer Gesellschaft noch unverzichtbare Normen?, Heidelberger Universitätsreden, 
Bd. 4, 1993. 
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lematik des Selbstverteidigungsrechts im zwischenstaatlichen Bereich. So ziehen man-
che etwa Parallelen zur Situation des so genannten "finalen Rettungsschusses" und 
fragen sich laut, warum Polizisten einen Geiselnehmer notfalls sogar erschießen dürfen, 
wenn er das Leben der Geisel akut bedroht, aber einem Terroristen, der ungleich mehr 
Menschenleben gefährdet, nicht einmal eine Tracht Prügel in Aussicht stellen können 
sollen. Auch eine Abwägung der eigentlich abwägungsfesten Menschenwürde des Tä-
ters gegen die Menschenwürde des Opfers, die durch ihren gewaltsamen Tod in ultima-
tiver Weise verletzt würde, wird von manchen Juristen nicht mehr ausgeschlossen, um 
zu einem ethisch und moralisch vertretbaren Ergebnis zu kommen.19

23 Vollends unauflösbar wird der Konflikt in jenen Situationen, mit denen sich das eben-
falls erwähnte umstrittene "Luftsicherheitsgesetz" befassen sollte. Wenn Terroristen 
Unschuldige in ihre Taten einbeziehen, ohne dass diese sich aus der Situation befreien 
können – speziell in entführten Passagierflugzeugen, die wie in New York als Waffen 
verwendet werden –, dann stehen plötzlich Opfer auf beiden Seiten des Konflikts. 
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24 V. Es ist nicht sinnvoll, nationales und internationales Rechtssystem bei der 
Gewaltfrage weiterhin getrennt zu betrachten. 

Beide Systeme sind, wie oben gezeigt, im Grunde mit derselben Frage konfrontiert und 
bei ihrer rechtlichen Beantwortung denselben Gefahren ausgesetzt. Aufgrund dieser 
Parallelen muss die Antwort auf die Gewaltfrage, wenn sie von Dauer sein soll, in bei-
den Systemen, auf beiden Ebenen gleich lauten. 

25 Internationales und nationales Recht sind im Zusammenhang mit dem internationalen 
Terrorismus rein praktisch längst wesentlich stärker miteinander verknüpft, als es auf 
den ersten Blick scheint. 

26 Die Staatengemeinschaft ist dabei, allgemeinverbindliche Regeln für den praktischen 
und rechtlichen Umgang mit Terroristen zu entwickeln.20 Vordergründig betreffen diese 
Regeln vor allem die Frage, wie die Staaten und ihre Bürger am wirksamsten vor terro-
ristischen Angriffen geschützt werden können. Dabei geht es jedoch nicht allein um 
Selbstschutz, sondern gleichzeitig darum, mit eventuellen Terrorismusproblematiken 
im eigenen Land so umzugehen, dass keine Gefährdung anderer Staaten entsteht. Es 
werden also internationale Standards festgelegt, an denen jeder Einzelstaat sich von 
der internationalen Gemeinschaft und / oder von anderen Einzelstaaten über kurz oder 
lang wird messen lassen müssen. 

27 Für den einzelnen Staat bedeutet dies letztlich, dass er die entscheidenden Fragen im 
Zusammenhang mit der Terrorismusbekämpfung für sich selbst, in seinem eigenen 
Rechtssystem, beantwortet haben muss, um zu diesem internationalen Prozess sinnvoll 
beitragen zu können. Und er muss entschieden haben, welche Maßnahmen und Stan-
dards er auf der Grundlage seines nationalen Rechtssystems mittragen kann und wel-
che nicht. Ansonsten läuft er unter Umständen Gefahr, die Konsequenzen einer Inkon-
gruenz zwischen seinen nationalen und den internationalen Standards der Terroris-
musbekämpfung tragen zu müssen. 
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28 Wie gravierend diese Konsequenzen bereits jetzt schon im Einzelfall werden 
können, zeigt aktuell das Beispiel Syriens. Auch wenn dieser Staat sich selbst 
gegenüber seinen Bürgern bislang nicht denjenigen Regeln unterworfen hat, die 
wir als Kennzeichen des modernen Verfassungsstaats begreifen, und auch wenn 
Syrien im Zusammenhang mit dem Terrorismus bisher eine bestenfalls zwielich-

                                                   
19 Hauptvertreter dieser Argumentationslinien ist in Deutschland Winfried Brugger, siehe Brugger, Das andere 
Auge. Folter als zweitschlechteste Lösung, in: FAZ vom 10.03.2003. 
20 Siehe etwa die Vorgaben des UN-Sicherheitsrats an die Mitgliedstaaten in der bereits erwähnten SC RES 
1373 (2001). 
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tige Haltung eingenommen hat, so handelt es sich nichtsdestoweniger um einen 
souveränen Staat, der wie alle anderen unter dem Schutz des Gewaltverbots 
steht. Dennoch fanden im Oktober 2008 US-amerikanische Luftangriffe auf syri-
sches Gebiet in der Nähe der irakischen Grenze statt, die laut amerikanischer 
Aussage der Eliminierung eines al-Qaida-Führers dienen sollten.21 Grund dieser 
Angriffe ist ein Fall solcher Inkongruenz zwischen den einzelnen Standards zur 
Terrorismusbekämpfung, wie sie oben angesprochen wurde: Die amerikanische 
Regierung (die damit im Übrigen nicht allein steht) hält Syriens bisherige An-
strengungen, die syrisch-irakische Grenze gegen "terroristischen Durchgangs-
verkehr" zu sichern, für unzureichend. Die syrische Regierung bestreitet dies 
und macht außerdem geltend, für eine Sicherung in dem Maß, wie von den A-
merikanern verlangt, nicht über die notwendigen technischen Möglichkeiten zu 
verfügen. Ob und wie weit das Vorbringen der einen oder der anderen Seite zu-
treffend ist, kann dahingestellt bleiben. Besorgniserregend ist, dass hier offen-
bar allein die Meinungsverschiedenheit über das Ausmaß notwendiger Grenzsi-
cherungen gegen Terroristen bereits zu einem Verstoß gegen das Gewaltverbot 
geführt hat; und zwar durch einen Staat, der aus geographischen Gründen von 
diesem speziellen Grenzproblem nur mittelbar betroffen ist. 

29 Damit haben rechtliche Entscheidungen, die auf internationaler Ebene oder sogar in-
nerhalb von anderen Einzelstaaten getroffen werden, bereits heute Einfluss auf die Mit-
tel und Wege der Terrorismusbekämpfung auf nationaler Ebene; und umgekehrt sind 
die diesbezüglichen Entscheidungen der nationalen Ebene notwendige Vorbedingung 
für ein stringentes, durchsetzbares und allgemein akzeptables Maßnahmensystem im 
internationalen Rahmen. 

30 Auch die oben dargestellte Schwierigkeit der Verteidigung gegen den Terrorismus ent-
springt im Übrigen auf beiden Ebenen ähnlichen Ursprüngen. Zum einen ist es der Ge-
waltverzicht selbst, der, wie eingangs beschrieben, das Dilemma überhaupt erst er-
zeugt. Zum anderen existiert noch eine interessante, mehr praktische Parallele: Auf 
beiden Ebenen richtet sich der grundlegende Gewaltverzicht an Staaten, nicht an Indi-
viduen. 

31 Im zwischenstaatlichen Bereich beruht dies auf der Tatsache, dass Individuen in den 
Schöpfungstagen der modernen Weltordnung im Völkerrecht kaum vorkamen, gleich-
sam übersehen wurden. Als sie aufzutauchen begannen, betrachtete man sie vor allem 
als Opfer, weniger als potentielle Täter. Zudem waren die Dimensionen der Zerstörung, 
die durch unabhängig agierende Individuen ohne staatliche Unterstützung tatsächlich 
hervorgerufen werden können, unvorstellbar, bis wir sie uns am 11. September nicht 
nur vorstellen, sondern sie mit ansehen mussten. Die hauptsächliche Gefahr einer Ge-
waltanwendung schien bis dahin immer von Staaten auszugehen. 
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32 Ebenso war es im innerstaatlichen Bereich, in Deutschland vor allem nach den Erfah-
rungen mit der grenzenlosen Willkür des Nationalsozialismus', das hauptsächliche Ziel, 
das Individuum vor dem übermächtigen Staat zu schützen und ihm mit den Grundrech-
ten Verteidigungswerkzeuge in die Hand zu geben. 

33 In beiden Systemen, auf beiden Ebenen, ist also der grundlegende Gewaltverzicht im 
Zusammenhang mit der Terrorismusbekämpfung zumindest stellenweise an den fal-
schen Adressaten gerichtet. Hierauf begründet sich vermutlich die Schwerfälligkeit, mit 
der beide Systeme auf diese Art der Bedrohung reagieren. 

34 Darüber hinaus haben beide Systeme in rechtlicher Hinsicht dieselben, wenigen Reakti-
onsmöglichkeiten. 

                                                   
21 Siehe für den Sachverhalt beispielsweise U. Putz, Wieso die USA plötzlich Syrien attackieren, in: Spiegel On-
line vom 28.10.2008, unter www.spiegel.de. 
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35 VI. Nationales wie internationales Rechtssystem sind in ihren Reaktionsmög-
lichkeiten gleichermaßen beschränkt, und jede dieser Reaktionsmöglichkeiten 
gefährdet den Gewaltverzicht als Grundlage des jeweiligen Systems. 

Es existieren im Grunde, im nationalen wie im internationalen Bereich, nur zwei Wege, 
die Frage der staatlichen Gewaltanwendung zur Terrorismusbekämpfung auf rechtlicher 
Ebene zu beantworten. 

36 1. Die geltende Rechtslage bleibt unverändert bestehen. 

Will man das absolute Gewaltverbot und den absoluten Schutz der Menschenwürde un-
verändert beibehalten, muss man sich eines unmissverständlich bewusst machen: Ein 
konsequenter Gewaltverzicht in dieser Situation ruft bei Organisationen, die andere 
Werte vertreten, nicht andachtsvolle Bewunderung, darauf folgende Selbsterkenntnis 
und schleuniges Umkehren auf den rechten Weg hervor; sondern er signalisiert Schwä-
che. In ganz praktischer, strategischer Hinsicht, da Gleiches dann nicht mit Gleichem 
vergolten werden kann. Aber auch auf einer anderen Ebene. Die westliche Wertege-
meinschaft neigt, nicht zuletzt aufgrund ihres christlichen Erbes, dazu, passives Erdul-
den für einen starken Beweis der eigenen Überzeugung zu halten – deshalb betrachtet 
sie Jesus, betrachtet sie Gandhi gerade wegen ihrer Gewaltlosigkeit als machtvolle Per-
sönlichkeiten mit unerschütterlichen Ansichten. Man kann das aber auch durchaus an-
ders sehen. Durch anders geprägte Augen betrachtet, wirkt ein Stillhalten gegenüber 
Angriffen auf essentielle Grundwerte so, als sei der Angegriffene seiner Sache offenbar 
selbst nicht mehr so sicher. Weshalb würde er sonst davon absehen, sie aktiv zu ver-
teidigen? Der Angegriffene muss im Innersten bereits schwach sein, wenn er sich nicht 
zu einer Verteidigung durchringen kann. 
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37 Dieses Signal der Schwäche im am wenigsten geeigneten Moment ist, wie eingangs 
erwähnt, ein wesentliches Kennzeichen unserer modernen, gewaltverzichtenden Sys-
teme im Innen- wie im Außenbereich und gleichzeitig ihr größtes Problem in der der-
zeitigen Situation. Entsprechend wurden Anstrengungen unternommen, um einerseits 
das Fundament der modernen Rechtsordnung zu erhalten und das Gewaltverbot, die 
Menschenwürde rechtlich unangetastet zu lassen, andererseits aber dennoch nicht hilf-
los bleiben zu müssen. Hierfür braucht es, wie etwa Poscher schreibt, einen Helden, ein 
freiwilliges Opfer; jemanden, der die rechtlichen Grenzen im Notfall überschreitet und 
Gemeinschaft und Wertordnung verteidigt, ohne Rücksicht auf die Konsequenzen für 
sich selbst.22 Dies kann im innerstaatlichen Bereich der Polizeibeamte sein, der im Fall 
der "tickenden Bombe" den Terroristen physisch unter Druck setzt, um von ihm so das 
Bombenversteck zu erfahren, und der dafür Rechtsfolgen wie Strafanzeige, zwangswei-
se Versetzung oder Suspendierung etc. in Kauf nimmt. Auf der internationalen Ebene 
mögen sich die USA inzwischen in einer ähnlichen Rolle fühlen, wobei sie sich, im Un-
terschied zum individuellen "Helden" kaum einer reellen Sanktionsgefahr aussetzen, da 
sie aus einer Position der Stärke heraus handeln. Auf beiden Ebenen führt diese Sicht-
weise zu dem bizarren Ergebnis, dass das Recht gebrochen werden muss, um vertei-
digt werden zu können. 

38 Darüber hinaus ist ein solcher gesellschaftlicher Ansatz nicht geeignet, der zweiten, 
weitaus größeren Gefahr zu begegnen, sondern trägt eher noch zu ihrer Verstärkung 
bei: der allmählichen Loslösung fundamentaler Rechtssätze von ihrer eigentlichen Legi-
timationsbasis, den Staatsbürgern. Wenn der Verzicht auf staatliche Gewalt zur Vertei-
digung gegen terroristische Angriffe von den demokratischen Gesellschaften nicht mehr 
nachvollzogen werden kann, wird über kurz oder lang dem Gewaltverzicht insgesamt 
die gesellschaftliche Grundlage entzogen. Dies gilt auf der internationalen ebenso wie 
auf der nationalen Ebene. Wie der eigentliche Souverän der Demokratie, das Volk, die 
nationalen Gesetze durch Wahlen legitimiert, so setzt sich diese Legitimation bis in das 

                                                   
22 Poscher, Menschenwürde als Tabu, in: FAZ vom 02.06.2004. 
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Völkerrecht hinein fort. Schwindet die gesellschaftliche Basis des grundsätzlichen Ge-
waltverzichts, so wird das völkerrechtliche Gewaltverbot letztlich genauso in Zweifel 
gezogen wie der nationale Verzicht auf Folter. 

39 Eine Lösung über den rechtsbrechenden "Helden" verschärft diese Problematik noch. 
Wenn das moderne Recht hiernach nicht in der Lage ist, die Krisen, für die es geschaf-
fen wurde, im Ernstfall auch tatsächlich zu bewältigen, sondern sich gezwungen sieht, 
auf rechtsfremde Hilfe zu hoffen – wie verständlich kann es sich dann dem Staatsbür-
ger noch machen? Wie plausibel kann ein Rechtssystem bleiben, das sich selbst in den 
fundamentalen Fragen für unfähig erklärt? 

40 Natürlich ist den meisten Bürgern bewusst, dass "Recht" und "Gerechtigkeit" aus Sicht 
juristischer Laien nicht unbedingt immer zusammenfallen. Die Frage ist, wie weit bei-
des sich, in den Augen der Öffentlichkeit, voneinander entfernen darf. 
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41 2. Die geltende Rechtslage wird so abgeändert, dass staatliche Gewalt gegen 
den internationalen Terrorismus eingesetzt werden kann. 

Im Völkerrecht wäre beispielsweise denkbar, die Lesart von Art. 2 IV UNO-Charta all-
gemein und übereinstimmend so zu ändern, dass ein zwischenstaatlicher Gewaltein-
satz, der allein der Terrorbekämpfung dient, nicht mehr als "Gewalt" im Sinne des Ge-
waltverbots aufzufassen wäre. 

42 Es existiert schon länger eine Ansicht, nach der dies vom Wortlaut der Bestimmung her 
möglich sein soll.23 Entscheidend ist jene Formulierung, die besagt, dass die Mitglied-
staaten der UNO auf Gewalt verzichten sollen, die "gegen die territoriale Unversehrtheit 
oder die politische Unabhängigkeit eines Staates" gerichtet "oder sonst mit den Zielen 
der Vereinten Nationen" unvereinbar ist. Die überwiegende Mehrheit der Völkerrechts-
wissenschaftler sieht diese Formulierung bislang als eine deklaratorische Bestätigung 
des absoluten Gewaltverbots an, gestützt auf Urteile des Internationalen Gerichtshofs, 
die ebenfalls in diese Richtung deuten.24 Der Wortlaut an sich verbietet es aber nicht, 
hier stattdessen eine Einschränkung des Gewaltverbots herauszulesen. 

43 Die Gefahr eines solchen Vorgehens ist evident: Die tatsächlichen Ziele einer staatli-
chen Militäroperation lassen sich kaum einmal wirklich eindeutig von außen her 
bestimmen. Dieses Problem und die mit ihm latent einhergehende Missbrauchsgefahr 
sind Schwierigkeiten, die wir auch in einem anderen Bereich kennen, bei der Frage 
nach der Legitimität humanitärer Interventionen nämlich.25 Dort wie hier sind sie unge-
löst. 

44 Im nationalen deutschen Recht gibt es ebenfalls bereits Vorschläge, geltendes Recht 
abzuändern. So hält Brugger es für möglich, der Gefahr von Missbrauch und Unkontrol-
lierbarkeit staatlicher Folter zu begegnen, in dem genaue Regeln über das "Ob" und 
das "Wie" der Folter festgeschrieben werden sollen; Inquisitionshandbücher also, über-
spitzt formuliert.26

45 In Deutschland würde eine solche geregelte Foltererlaubnis es mindestens erforderlich 
machen, bestimmte wesentliche Auslegungsänderungen im Bereich der Menschenwür-
de vorzunehmen. 

S. 265 - HFR 20/2008 S. 14 - 

46 Denn im Grunde bleibt keine andere Möglichkeit, ein solches "Foltergesetz" grund-

                                                   
23 Vergleiche etwa die Kurzdarstellung der Diskussion bei Shaw, International Law (2008), S. 1127 ff. 
24 Ebenda. 
25 Gemeint sind hier die so genannten unilateralen humanitären Einsätze, also militärische Einsätze zur Siche-
rung der Menschenrechte in fremden Staaten, die nicht durch ein UN-Mandat nach Kap. VII der UN-Charta le-
gitimiert sind. 
26 Brugger, Fn. 20. 
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rechtsverträglich zu machen. Die Einführung verfassungsimmanenter Schranken, also 
ungeschriebener Einschränkungsmöglichkeiten durch die Grundrechte anderer, schei-
tert am insofern eindeutigen Wortlaut von Art. 1 GG, der jede Abwägung verbietet.27 
Eine Änderung des Wortlauts von Art. 1 GG kommt wegen der so genannten Ewig-
keitsgarantie in Art. 79 III GG nicht in Frage.28 Bleibt letztlich nur, terrorismusverdäch-
tige Personen – unter bestimmten, eng zu begrenzenden Umständen – aus dem 
Schutzbereich der Menschenwürde auszunehmen. Die Konsequenz eines solchen Vor-
gehens ist eindeutig, und dies nicht nur im angeführten Beispiel Deutschland, sondern 
in sämtlichen modernen Verfassungsstaaten. Die Menschenwürde ist ein insofern ein-
zigartiges Grund- bzw. Menschenrecht, weil sie jedem Menschen allein aufgrund seiner 
menschlichen Natur, seines Mensch-Seins zusteht. Wenn die Menschenwürde also folg-
lich jedem Individuum zusteht, so lange es "Mensch" ist29 – dann kann die Ausschlie-
ßung bestimmter Personen aus ihrem Schutzbereich nur bedeuten, dass diese Perso-
nen, zumindest im Rahmen einer bestimmten Situation, rechtlich nicht als Menschen zu 
betrachten sind.30 Ob man diese unausweichliche Konsequenz für akzeptabel hält oder 
nicht, entscheidet letztlich darüber, ob der Grundsatz der Menschenwürde im nationa-
len Bereich an die Problematik des internationalen Terrorismus' anzupassen ist. 

47 Die eigentliche, ungeklärte Frage ist hier demnach nicht, ob physische und / oder psy-
chische Foltermaßnahmen überhaupt mit Rechtsregeln eindeutig genug erfasst werden 
können, oder ob Missbrauch sich hierdurch tatsächlich effektiv verhindern lässt. Das 
Problem ist viel grundlegender. Verträgt sich der moderne Verfassungsstaat überhaupt 
mit Inquisitionshandbüchern? Ist der Schutz der Menschenwürde als Grundpfeiler des 
modernen Verfassungsstaats aufrechtzuerhalten, wenn er nicht mehr absolut, sondern 
nur noch relativ gilt? Funktioniert das Konzept "Menschenwürde" insgesamt überhaupt 
noch, wenn sie nicht mehr als inhärentes Recht jedes einzelnen Menschen begriffen 
wird? 

S. 266 - HFR 20/2008 S. 15 - 

48 VII. Die Frage nach dem Einsatz staatlicher Gewalt zur Terrorismusbekämp-
fung ist die falsche Frage. 

Nach dem oben Gesagten scheint es so, als ob dem modernen Verfassungsstaat im na-
tionalen wie im Völkerrecht nur noch die Entscheidung offen bliebe, das mutmaßlich 
kleinere von zwei Übeln zu wählen. Er kann wählen, sich vom Terrorismus dazu zwin-
gen zu lassen, seine grundlegenden Werte auf die eine oder andere Weise selbst zu 
demontieren. Oder er kann wählen, die Gefährdung seiner Bürger mit anzusehen und 
in fundamentalen Bereichen an Glaubwürdigkeit zu verlieren. Ganz überspitzt formu-
liert: Der Verfassungsstaat kann die Grundprämisse des staatlichen Gewaltverzichts 
entweder selbst abschaffen oder warten, bis die Staatsbürger es tun. Beschränkt man 
die Diskussion um die staatliche Gewaltanwendung zur Terrorismusbekämpfung tat-
sächlich allein auf die Frage der Gewalt, so ist dies die Situation, in der wir uns befin-
den. 

49 Wenn der staatliche Gewaltverzicht weiter Grundlage des modernen Rechts bleiben 
soll, so gibt es letztlich zu einer Beibehaltung der geltenden Rechtsregeln keine Alter-
native; und zwar, ohne auf rechtsbrechende "Helden" zurückzugreifen. Wenn wir dies 
im Angesicht des internationalen Terrorismus' nicht mehr für praktisch möglich oder 
rechtlich vertretbar halten, muss die gesamte Systematik des modernen Völker- und 

                                                   
27 Folgt man Bruggers grundsätzlichem Ansatz, dass die Menschenwürde im Verhältnis Täter / Opfer trotz des 
Wortlauts von Art. 1 GG abwägbar sein soll, so stellt dies letztlich nichts anderes als eine solche Einführung 
verfassungsimmanenter Schranken entgegen dem Wortlaut von Art. 1 GG dar. 
28 Es sei denn, dass man die Diskussion so weit führen möchte, dass auch eine Änderung von Art. 79 III GG 
erörterbar würde. 
29 Nach dem bislang geltenden Recht endet der Schutz der Menschenwürde nicht einmal mit dem Tod des In-
dividuums, so das BVerfG bereits in der "Mephisto"-Entscheidung, BVerfGE 30, 173 ff. 
30 Auch aus dem Brugger'schen Ansatz der Abwägung ergibt sich letztlich keine andere Konsequenz. Denn 
auch hier wird dem Täter die Wahrung seiner Menschenwürde, wenngleich mit einer rechtlich anderen Be-
gründung, unter bestimmten Umständen versagt. 
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Staatsrechts in dieser Hinsicht neu durchdacht werden. Insbesondere müssen dann 
andere, gleich tragfähige Normen wie das absolute Gewaltverbot und die unantastbare 
Menschenwürde gefunden werden, um die Unversehrtheit von Staat und Individuum 
und damit das Fundament von Staatengemeinschaft und demokratischer Gesellschaft 
zu sichern. Ein solcher Ersatz für den staatlichen Gewaltverzicht ist jedoch bislang nicht 
erkennbar, geschweige denn bereits gefunden. 

50 Damit lässt sich im Grunde nur noch ein einziger Schluss ziehen: Die Frage nach den 
Einsatzmöglichkeiten staatlicher Gewalt zur Bekämpfung der internationalen terroristi-
schen Gewalt ist die falsche Frage. Umso mehr, als sie eigentlich längst beantwortet 
ist. 
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51 Wir haben das gewaltregulierende System der Vereinten Nationen geschaffen ange-
sichts eines Ausmaßes an staatlicher Gewalt im Rahmen des Zweiten Weltkrieges, wie 
es größer kaum vorstellbar ist. Wir haben die Grund- bzw. Menschenrechte geschaffen 
als Antwort auf das unermessliche Leid des Individuums unter dem Regime des Natio-
nalsozialismus. Wir haben das Schlimmste, was Gewalt auf internationaler und nationa-
ler Ebene anrichten kann, gesehen und darauf reagiert, indem wir den Gewaltverzicht 
zur Grundlage unserer Rechtsordnung gemacht haben. Weshalb fürchten wir den inter-
nationalen Terrorismus so sehr, dass wir seinetwegen diese Grundlage meinen anzwei-
feln zu müssen? 

52 Die schmerzliche Antwort ist, wir fürchten weniger den Terrorismus selbst als das, was 
er uns zeigt: dass wir möglicherweise versagt haben könnten. Denn die eigentliche 
Frage, die wir uns stellen müssen, ist nicht, ob wir die Luftwaffe brauchen, um al-Qaida 
zu besiegen. Die eigentliche Frage lautet: Weshalb ist es uns in mehr als einem halben 
Jahrhundert nicht gelungen, die Gegner unserer fundamentalen Werte von diesen Wer-
ten zu überzeugen? Weshalb kämpft der internationale Terrorismus heute nicht für 
Demokratie, für die Achtung der Menschenwürde, für die Gleichheit aller Staaten, aller 
Menschen unabhängig von Rasse und Religion? Weshalb richtet er seinen maßlosen 
Zorn gerade gegen die, die diese Werte vertreten? Vertreten wir sie denn tatsächlich? 

 

 

Zitierempfehlung: Tina Roeder, HFR 2008, S. 252 ff. 
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